
Parteifreies Bündnis

Nur wer an den sie oder ihn betreffen-
den Entscheidungen beteiligt wird,
fühlt sich verantwortlich für die Aus-
wirkungen dieser Entscheidungen
und wird aktiv das demokratische Ge-
meinwesen verteidigen. Die viel zitier-
te Politikverdrossenheit ist Ausdruck
dafür, dass die scheinbar Verdrosse-
nen die Hoffnung aufgegeben haben,
an der Entscheidungsgewalt und da-
mit der Verantwortung teilhaben zu
können. Sie flüchten sich in die Hal-
tung „die da oben machen eh, was sie
wollen“. Das ist zum einen der Tatsa-
che geschuldet, dass immer mehr Ent-
scheidungen von den Menschen weg
verlagert werden, hin zu „höheren“
Instanzen, von den städtischen zu den
regionalen, den nationalen, den eu-
ropäischen und internationalen Gre-
mien oder hin zu Privatfirmen (z.B.
Verkauf der Wasserversorgung). Auch
die Arroganz derer, die die Entschei-
dungen treffen, hat ein Gutteil dazu
beigetragen. So hat die Auseinander-
setzung um den Bürgerentscheid zu
Stuttgart 21 gezeigt, dass die überwie-
gende Mehrheit der „politischen Klas-
se“ noch nicht einmal die Bürgerinnen
und Bürger befragen möchte.

Wir denken, je mehr Menschen sich
berücksichtigt und eingebunden füh-
len, desto erfolgreicher kann der de-
mokratische Prozess sein, wenn fol-
gende Grundsätze beachtet werden:
■ Der demokratische Prozess um-
fasst immer alle Menschen, unabhän-
gig von Nationalität, Geschlecht und
Alter. Nur so werden Frontenbildun-
gen zwischen den verschiedenen ge-
sellschaftlichen Gruppen vermieden.
■ Demokratie funktioniert nicht wie
ein Unternehmen. Weder Geschwin-
digkeit, noch Effizienz sind Gütekri-
terien für Demokratie, sondern die

Fähigkeit, Minderheiten einzubinden
und durch Argumente zu überzeu-
gen, statt sogenannte „Sachzwänge“
vorzuschieben.
■ Aus diesem Grund hat auch das
Konsensprinzip immer Vorrang vor
einer Abstimmung.

Wir gehen von der Erfahrung aus,
dass jeder Mensch zunächst einmal für
sich selber spricht. Das gilt auch für
den Stuttgarter Gemeinderat (etwa
0,01 % aller in Stuttgart lebenden Men-
schen). Wir wissen auch, dass diejeni-
gen, die Entscheidungen treffen, sie im
Sinne ihrer „Lobby“ treffen. Als „Lob-
by“ verstehen wir nicht nur das per-
sönliche Umfeld der handelnden Per-
sonen, sondern auch Interessengrup-
pen, die versuchen, Entscheidungsträ-
ger zu beeinflussen. In Stuttgart sind
das die ansässigen Wirtschaftsunter-
nehmen, an vorderster Front die Auto-
mobilfirmen und die großen Zuliefe-
rer, deren Einflussnahme sich u.a. an
der Untätigkeit von Stadt und Regie-
rungspräsidium z.B. in der Feinstaub-
problematik ablesen lässt.

Statt nun zu versuchen, den „Lob-
byisten“ ihre Einflussnahme zu „ver-
bieten“ –  was sicherlich erfolglos sein
würde – versuchen wir, ihr Wirken
unschädlich zu machen, indem wir
die Entscheidungen zu den Menschen
zurück verlagern. Je mehr Menschen
an einer Entscheidung beteiligt sind,
desto mehr „Lobbies“ können Ein-
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fluss nehmen, und desto eher kann
der Einfluss kleiner, aber mächtiger
„Lobbies“ zurückgedrängt werden.

Genauso wenig wie das Mandat
automatisch mit Kompetenz verbun-
den ist, ist es die Betroffenheit einer
Gruppe. Ein demokratischer Prozess
benötigt deshalb zum einen Zeit, aber
auch Zugang zu allen relevanten 
Informationen, um eine vernünftige
Abwägung zu ermöglichen. Der in
Stuttgart praktizierte Weg, dass
grundsätzlich alles nichtöffentlich
vorberaten wird und die Tatsache,
dass das erst dann im Gemeinderat
verhandelt wird, wenn die Entschei-
dungen gefallen sind, führt dazu,
dass die Öffentlichkeit mit ihrer Kri-
tik oder mit ihren konstruktiven An-
regungen meist zu spät kommt.

Wir sind der Meinung, dass wich-
tige Themen, die z.B. die Daseinsvor-
sorge oder das städtische Vermögen
betreffen, wie Cross-Border-Leasing
(CBL) oder die Kapitalaufstockung
bei der LBBW, nur verabschiedet wer-
den dürfen, wenn die politischen Ent-
scheidungen transparent für alle Bür-
gerinnen und Bürger sind, d.h. Gut-
achten und Verträge müssen öffent-
lich sein. Wir fordern eine Informa-
tionsfreiheitsatzung für Stuttgart.

Wie der demokratische Prozess in
Ansätzen aussehen kann, versuchen
wir in der Arbeit von SÖS zu ver-
mitteln:
■ Wir wollen Bindeglied sein zwi-
schen drinnen (Gemeinderat und Ver-
waltung) und draußen (betroffene

Grundsätze
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Stuttgart Ökologisch Sozial
Das offene Personenbündnis für ein demokratisches, ökologisches und solidarisches Stuttgart

Am 7. Juni ist Kommunalwahl:
Stuttgart 21 abwählen!

60 Stimmen für SÖS sind 60 Stimmen gegen Stuttgart 21 
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Bürgerinnen und Bürger), stellen eine
Plattform für Bürgerinitiativen bereit,
besitzen eine offene Organisations-
form als parteifreies Bündnis, fordern
die Menschen auf, uns zu fordern
und betreiben eine offene program-
matische Arbeit auf der Grundlage ei-
ner nachhaltigen Entwicklung mit
den drei Säulen Ökologie, soziale Ge-
rechtigkeit und Demokratie.

Wir sind der Meinung, die Bürgerin-
nen und Bürger hätten nie Geheim-
verträge wie die zu CBL unterschrie-
ben, hätten unsere Wasser- und Ener-
gieversorgung nicht verkauft und es
wäre ihnen bestimmt was kreativeres
eingefallen als fast das gesamte städ-
tischen Vermögen in die LBBW, die
sich international verzockt hat, zu
stecken. Über allen unseren Zielen
steht deshalb als gedachte Überschrift
die Rückgabe der politischen Verant-
wortung an die Betroffenen:
■ Demokratie gilt nicht nur am
Wahltag. Eingriffsmöglichkeiten und
Korrekturen müssen während der

Wahlperiode durch Bürgerantrag und
Bürgerentscheid erwünscht sein und
gefördert werden.
■ Die Lokale Agenda ist eine Organi-
sationsform, um den demokratischen
Prozess im Sinne einer nachhaltigen
Politik  zu „erlernen“, und gleichzei-
tig eine Möglichkeit, nachhaltige Poli-
tik betreiben zu können. 
■ Bürgerbeteiligung bei Stadt- und
Verkehrsplanung in Form von offe-
nen Werkstätten kann dann erfolg-
reich sein, wenn die Entscheidungs-
gewalt an die Bürgerinnen und Bür-
ger delegiert wird und damit ein
transparenter und ergebnisoffener
Prozess in Gang kommt.
■ Der Bürgerhaushalt (die Struktur
von Ausgaben und in Teilen auch von
Einnahmen werden von Bürgerinnen
und Bürgern selbst erarbeitet) ist ein
Mittel, um die Verantwortung für das
Gemeinwesen in die Hände der Be-
troffenen zu legen.
■ Die Stadtverwaltung mit all ihren
Ämtern muss sich in den Dienst der
Bürgerinnen und Bürger stellen und
ihnen alle notwendige Information
und Beratung zukommen  lassen.

SÖS im Rathaus

Wenn Sie die Arbeit des Parteifreien
Bündnis SÖS unterstützen wollen,
überweisen Sie bitte Ihre Spende auf
folgendes Konto: Kontoinhaber: SÖS
Stuttgart Ökologisch Sozial, GLS Ge-
meinschaftsbank eG, Kto.-Nr. 68998700,
BLZ: 43060967.
Bitte geben Sie als Verwendungszweck
Spende und, sofern Sie eine Zuwen-
dungsbestätigung brauchen, Ihre voll-
ständige Anschrift an.
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Spenden an SÖS:

SÖS, das bedeutet Stuttgart, ökolo-
gisch, sozial. SÖS ist ein Bündnis von
Menschen, denen es nicht egal ist, was
in und mit Stuttgart passiert – und 
denen es auch nicht egal ist, was mit
der Welt passiert. Seit 5 Jahren ist das
Parteifreie Bündnis SÖS durch Stadtrat
Hannes Rockenbauch im Gemeinderat
vertreten. Als offene Plattform für 
alle Stuttgarterinnen und Stuttgarter,
die für ein ökologischeres, sozialeres 
und demokratischeres Stuttgart stehen,
tritt das Parteifreie Bündnis SÖS 2009
erneut zur Kommunalwahl an.
Ihre Stimme zählt, wählen Sie die Alter-
native mit Herz, Köpfchen und Kopf-
bahnhof K 21!
Unsere 60 SÖS-Kandidaten unter:
www.sös-stuttgart.de

■ Bezirksbeiräte und Bezirksvorste-
her müssen direkt durch die Bevölke-
rung gewählt werden. Die Bezirks-
beiräte müssen einen eigenen Haus-
halt erhalten. Vom Bezirksbeirat ge-
fasste Beschlüsse haben bindende
Wirkung für den Gemeinderat.
■ Jugendräte müssen im Bezirksbei-
rat stimmberechtigt sein. Der Arbeits-
kreis der Jugendräte muss Stimm-
recht im Gemeinderat erhalten.
■ Über die angemessene und wirksa-
me Beteiligung von Kindern und die
Einbeziehung ihrer Belange muss
nachgedacht werden.
■ Es müssen Lösungen für die Ein-
beziehung von Nicht-EU-Staatsange-
hörigen gefunden werden. ■

➨ die Dezentralisierung der Entscheidungsebene hin zu den BürgerInnen
➨ den Ausbau des „Lokalen Agenda“-Prozesses, quartierbezogene „Runde 

Tische“ zu Stadt-, Raum- und Verkehrsplanung
➨ dass Bezirksbeiräte und Bezirksvorsteher direkt gewählt und mit eigenen 

Haushalten ausgestattet werden 
➨ die Instrumente Bürgerantrag und Bürgerentscheid stärken
➨ den Bürgerentscheid www.hundert-wasser.org unterstützen  
➨ den Bürgerhaushalt als ein Mittel, um die Verantwortung für das Gemein-

wesen in die Hände der Bürgerinnen und Bürger zu legen
➨ eine umfassende Informationspflicht der Stadtverwaltung mit allen ihren 

Ämtern gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern
➨ die Auflösung aller städtischen Cross-Border-Leasing-Verträge
➨ eine demokratisch konntrollierte Stuttgarter Stadtsparkasse
➨ die komplette Rekommunalisierung unserer Energie- und Wasserversorgung 

einschließlich der Zweckverbandsanteile
➨ dass die Jugendräte im Bezirksbeirat und der Arbeitskreis der Jugendräte im

Gemeinderat Stimmrecht erhalten
➨ Kommunalwahlrecht für alle ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger
➨ die Erleichterung des Demonstrations- und Versammlungsrechts und die 

Zurückdrängung der Kommerzialisierung der Innenstadt

Wir wollen:

Wir lehnen ab:
➨ eine an Investoren-Interessen und der Bau- und Bodenspekulation orientierte, 

unter Ausschluss der Öffentlichkeit „ausgemauschelte“ Stadtplanung 
➨ einen Gemeinderat, der seine Bürgerinnen und Bürger bei wichtigen Themen

wie z.B. Stuttgart 21 oder Cross-Border-Leasing nicht mitentscheiden lässt

Ziele


